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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Der Nationalrat überwies ein Postulat Malama (fdp, BS), das auch vom Bundesrat
unterstützt wurde. Es fordert die Klärung der Zuständigkeiten von Bund und Kantonen
bei Fragen der Ausgestaltung der inneren Sicherheit. Geprüft werden sollen
insbesondere die Rechtssetzungs- und Rechtsanwendungskompetenzen des Bundes. 1

ANDERES
DATUM: 18.06.2010
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2013 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Bericht des
Bundesrates in Erfüllung des Postulats Malama (fdp, BS) zur Klärung der Kompetenzen
im Bereich der inneren Sicherheit. Einleitend räumt der Bericht ein, dass die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen in diesem Bereich komplex und
unübersichtlich ausgestaltet sei. So beschäftigt sich der erste Teil des Berichts mit
einer rechtlichen Analyse des Ist-Zustandes und einer Bestandesaufnahme der
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen in der Praxis. Dabei werden die
verfassungsrechtlichen Gesetzgebungs-, Rechtsanwendungs- und
Vollzugskompetenzen des Bundes und der Kantone einerseits sowie die
Gesetzgebungspraxis des Bundes andererseits beleuchtet. In einem zweiten Teil
benennt der Bericht acht Sachbereiche, die als Brennpunkte im Sicherheitsbereich
angesehen werden. Es sind dies die Sicherheitsaufgaben der Armee, die
Sicherheitsaufgaben im Grenz- und Zollbereich, die sicherheits- und
kriminalpolizeilichen sowie gerichtspolizeilichen Aufgaben, die völkerrechtlichen
Schutzpflichten, die Luftfahrt, der Staatsschutz, die Übertragung von
Sicherheitsaufgaben an Private sowie die Gewalt anlässlich von Sportveranstaltungen.
Diese umfassende Auslegeordnung führt zur Schlussfolgerung, dass „die
Kompetenzausscheidung zwischen den Sicherheitsakteuren in verschiedener Hinsicht
[...] verbesserungswürdig“ sei. Ausserdem wird die Kritik, der Bund überschreite seine
Kompetenzen, an mehreren Stellen geäussert. Infolgedessen seien Änderungen oder
Präzisierungen von gesetzlichen Vorschriften einerseits, aber andererseits auch
Anpassungen auf Verfassungsebene geboten. Im Hinblick auf eine mögliche
Neuordnung der Kompetenzen im Sicherheitsbereich schliesst der Bericht mit der
Formulierung von 13 Thesen, welche die wichtigsten Problemfelder ansprechen und
Lösungsvorschläge aufzeigen. So soll der Bund etwa die rechtlichen Grundlagen für den
Staatsschutz, die Unterstützung der zivilen Behörden durch die Armee, die sicherheits-
und kriminalpolizeilichen Aufgaben des Bundes sowie für die Sicherheitsaufgaben im
Grenz- und Zollbereich bereinigen bzw. präzisieren. Entsprechende Prozesse seien
zum Teil bereits in Gang gesetzt worden, wie die Sprecherin der vorberatenden SiK-NR,
Ursula Haller Vannini (bdp, BE), im Ratsplenum erläuterte. Bei anderen
Themenbereichen, insbesondere bei der Bekämpfung von Gewalt bei
Sportveranstaltungen, etwa durch das revidierte Hooligan-Konkordat, sind dagegen die
Kantone gefordert. 2

BERICHT
DATUM: 10.06.2013
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 3

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

Im Berichtsjahr kam es zu fünf Mutationen im Parlament. Für den in den Bundesrat
gewählten Ständerat Alain Berset (sp, FR) wurde Christian Levrat (sp, FR) gewählt (siehe
hier). Dessen Nationalratssitz erbte Ursula Schneider Schüttel (sp, FR). Zwei Räte
verstarben 2012 im Amt: Otto Ineichen (fdp, LU) und Peter Malama (fdp, BS). Ihre Sitze
übernahmen Peter Schilliger (fdp, LU) und Daniel Stolz (fdp, BS). Schliesslich musste
Bruno Zuppiger (svp, ZH) aufgrund einer Erbschaftsaffäre zurücktreten. Für ihn rutschte
Gregor Rutz (svp, ZH) nach. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.10.2012
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Dem Kanton Waadt standen bei den Nationalratswahlen 2015 als bevölkerungsmässig
drittgrösster Kanton achtzehn Sitze zu. Im Vergleich zu 2011 ging – im Unterschied zu
den meisten anderen Kantonen – die Zahl an Kandidierenden leicht zurück auf 326
(2011: 334). Dafür verteilten sich die Anwärterinnen und Anwärter auf neu 23 Listen –
einer Liste mehr als vier Jahre zuvor. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden
betrug 34.7% (2011: 32.3%). Die meisten Parteien traten sowohl mit einer eigenen Liste
als auch einer der Jungpartei an. Unter den Parteilisten fanden sich auch zahlreiche
Kleinstparteien wie der Piratenpartei oder den Schweizer Demokraten. Abgerundet
wurde das Kandidatenfeld von Gruppierungen wie Ecopop, die im November 2014 mit
der gleichnamigen Initiative und einer extremen Zuwanderungsbeschränkung auf sich
aufmerksam gemacht hatte und auch in den Kantonen Zürich und Aargau antrat, oder
der «Liste du Vote Blanc», die dafür eintrat, dass leere Stimmen für die Berechnung
von demokratischen Entscheidungen ebenfalls zählen sollen. 

Nur drei der achtzehn Amtsinhaber gaben vor den Wahlen ihren Rücktritt bekannt. Die
SVP hatte mit André Bugnon und Pierre-François Veillon gleich zwei Abgänge zu
beklagen. Nochmals kandidierten dafür Guy Parmelin und Jean-Pierre Grin. Bei der SP
war es Eric Voruz der nicht mehr antrat. Die Sozialdemokraten hatten mit insgesamt
sechs Mandaten die grösste Fraktion zu verteidigen. Die fünf wieder antretenden
Bisherigen waren Cesla Amarelle, Ada Marra, Roger Nordmann, Rebecca Ana Ruiz und
Jean Christophe Schwaab. Die Devise für die SP lautete, die zwei bei den Wahlen 2011
dazugewonnen Sitze zu verteidigen. Einer dieser Sitzgewinne ging damals zu Lasten des
grünen Stadtpräsidenten von Lausanne, Daniel Brélaz, der 2015 von den Grünen wieder
als Kandidat nominiert wurde, um den Abwärtstrend der vergangenen Jahre zu stoppen.
Neben ihm traten die Bisherigen Adèle Thorens Goumaz und Christian van Singer an.
Ihren 2011 verlorenen Sitz zurückerobern wollte auch die Alternative Linke. Einziger
Kandidat, dem reelle Chancen zugerechnet wurden, war PdA-Grossrat Marc
Vuilleumier. Die Grünliberalen – welche 2011 erstmals ein Mandat erobert hatten –
peilten die Sitzverteidigung mit ihrer Nationalrätin Isabelle Chevalley an. Als weitere
Mittepartei präsentierte die BDP mit Christine Bussat eine interessante und nicht
unumstrittene Kandidatin. Bussat war als Urheberin der sogenannten
«Pädophileninitiatve» bekannt geworden. Laut eigenen Aussagen entschied sie sich für
die BDP, da ihr die SVP in Belangen wie der Ausländerpolitik zu extrem sei. Bei der CVP
kam es bereits im Juni 2014 parteiintern zu einigem Wirbel, weil man den amtierenden
Nationalrat Jacques Neirynck nicht mehr aufstellen wollte. Stattdessen sollte der
ehemalige Verwaltungsrat der Post, Claude Béglé als Spitzenkandidat lanciert werden.
Um die Wogen zu glätten, entschied man sich schliesslich Neirynck doch kandidieren zu
lassen, jedoch auf der CVP-Seniorenliste, was die Wahlchancen des 84-Jährigen freilich
arg schmälerte. Die FDP schliesslich, die ihre Delegation bei den letzten Wahlen von
drei auf vier Sitze vergrössern konnte, trat mit allen Bisherigen wieder an: Fathi Derder,
Olivier Feller, Isabelle Moret und Olivier Français. Français kandidierte zudem für die
gleichzeitig stattfindenden Ständeratswahlen.
Im Vorfeld des Urnengangs beherrschte die Frage nach einem möglichen
Zusammengehen der FDP mit der SVP die öffentliche Debatte. Im neuen Jahrtausend
war eine Listenverbindung der beiden Parteien stets zustande gelommen – obwohl rein
rechnerisch die FDP kaum je davon profitiert haben dürfte. Aus diesem Grund war die
Skepsis über einen neuerlichen solchen Schulterschluss gross – einerseits bei den
Freisinnigen selber und andererseits in der Waadtländer Medienlandschaft.
Insbesondere die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative im Februar 2014 wurde
als Zäsur in der Beziehung zwischen den Parteien wahrgenommen. Für die FDP wäre
eine Listenverbindung weniger für die Nationalratswahlen, als für die Ständeratswahlen
relevant gewesen, da man dort die Unterstützung der SVP für den eigenen Kandidaten
Français suchte. Die SVP betonte zudem, dass eine Zusammenarbeit bei den

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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Nationalratswahlen Bedingung für eine Listenverbindung bei den anstehenden
Waadtländer Kommunalwahlen sein würde. In der politischen Mitte hoffte man derweil,
die FDP für sich selber gewinnen zu können. Dort hatten sich CVP, GLP, BDP, EDU und
EVP wiederum zu einem breiten Bündnis zusammengetan. Für die FDP schien mehr und
mehr klar, dass eine Listenverbindung ausschliesslich mit der SVP kaum in ihrem
Interesse wäre. Die Partei hatte deshalb Grösseres im Sinn, und versuchte mehrmals die
anderen bürgerlichen Parteien zu einem umfassenden bürgerlichen Block von der Mitte
bis ganz nach rechts zu bewegen. Die Avancen der Freisinnigen stiessen aber weder im
bürgerlichen Lager noch bei der SVP auf offene Ohren. Die CVP wollte sich nicht mit
der SVP einlassen, genauso wenig wie dies die SVP mit den Mitteparteien tun wollte. Der
Linken konnte die Uneinigkeit im bürgerlichen Lager nur recht sein. Die
Sozialdemokraten, die Grünen und die alternative Linke führten ihre traditionelle
Listenverbindung diskussionslos weiter. 
Inmitten der wahltaktischen Streitigkeiten wurde der Waadtländer Wahlkampf durch
interne Affären in der SVP aufgeheizt. Im Sommer wurde bekannt, dass SVP-
Parteipräsidentin Fabienne Despot 2014 ein Gespräch mit Parteikollegen ohne deren
Zustimmung aufgezeichnet hatte. Die Affäre kam ans Licht, weil Despots ehemaliger
Lebenspartner und BDP-Politiker Fred Reichenbach, die SVP mit dem Tondokument
unter Druck setzten wollte. Am SVP-Parteitag im August sorgte die Angelegenheit für
heftige Diskussionen. Despot sagte, sie wolle Kandidatin für die National- und
Ständeratswahlen bleiben, würde aber ihr Amt als Präsidentin zur Verfügung stellen. Die
Delegierten der SVP stellten sich letztlich – wenn auch knapp –  hinter Despot und
beliessen sie sowohl als Kandidatin als auch im Parteipräsidium. Als ob dies nicht genug
gewesen wäre, wurde daraufhin publik, dass die Ex-Freundin von Michaël Buffat –
ebenfalls SVP-Kandidat für National- und Ständerat – eine Klage wegen Gewalttätigkeit
gegen ihn eingereicht hatte. Die Vorwürfe wurden von Buffat bestritten. Auch der
ersehnten bürgerlichen Einigung kamen die Affären wohl nicht zu Gute: Die Gespräche
zwischen der FDP und der SVP verliefen letztlich im Sand, womit beide Parteien alleine
ins Rennen um die Nationalratssitze stiegen.

Die FDP konnte sich schliesslich trotzdem als klare Gewinnerin im Kanton Waadt feiern
lassen. Die Partei legte um ganze 4.8 Prozentpunkte auf 26.8% Wähleranteil zu. Die
Freisinnigen avancierten mit diesem Resultat zur grössten Partei im Kanton. Der
Wahlsieg konnte zudem in einen Sitzgewinn umgemünzt werden, wovon die
neugewählten Laurent Wehrli und Frédéric Borloz profitierten. Fathi Derder – welcher
sich hinter Wehrli einreihte – schaffte die Wiederwahl dank des späteren Erfolges von
Olivier Français im Ständeratsrennen mit leichter Verzögerung ebenfalls. Leidtragende
an diesem Wahlsonntag waren die Sozialdemokraten, welche einen ihrer zwei bei den
eidgenössischen Wahlen 2011 gewonnenen Sitze wieder abgeben mussten. Da Eric
Voruz nicht mehr angetreten war, schafften trotzdem alle ihre Nationalratsmitglieder
die Wiederwahl. Die SP verlor 3 Prozentpunkte an Wähleranteil und kam noch auf 22.2
Prozent. Leichte Rückgänge mussten die SVP mit 22.6 Prozent (-0.4 Prozentpunkte) und
die Grünen mit 11.3 Prozent (-0.3 Prozentpunkte) in Kauf nehmen. Beide Parteien
blieben ohne Sitzverlust, jedoch schaffte bei den Grünen Daniel Brélaz auf Kosten von
Christian van Singer wieder den Einzug in den Nationalrat. Adèle Thorens Goumaz
gelang die Wiederwahl nur, weil Luc Recordon nach seiner Niederlage bei den
Ständeratswahlen auch auf den Nationalratssitz verzichtete. Bei der SVP durften sich
Jacques Nicolet und Michaël Buffat zur Neuwahl beglückwünschen lassen. Die
Grünliberalen kamen noch auf 3.9 Prozent Wähleranteil (-1.2 Prozentpunkte), konnten
aber den Sitz von Isabelle Chevalley halten. Bei der CVP ersetzte wie erwartet Claude
Béglé den relegierten und letztlich abgewählten Amtsinhaber Jacques Neirynck. In
Sachen Wähleranteil mussten auch die Christdemokraten einen leichten Rückgang
verkraften (neu: 4.6%, -1 Prozentpunkt). Weiterhin keine Vertreter nach Bern schicken
durften die BDP mit 1.8 Prozent Wähleranteil (+1 Prozentpunkt) und das linke Bündnis
zwischen PdA und solidaritéS mit 2.9 Prozent Wähleranteil (-1.1 Prozentpunkte). Aus
dem Kanton Waadt reist somit künftig folgende Delegation nach Bern: 5 FDP, 5 SP, 4
SVP, 2 GPS, 1 CVP und 1 GLP. Mit 6 Nationalrätinnen beträgt der Frauenanteil weiterhin
33%. Die Wahlbeteiligung war mit 42.9 Prozent leicht gestiegen (2011: 41.6%). 5

Im Kanton Waadt wollte bei den Ständeratswahlen das rotgrüne Duo  bestehend aus
Géraldine Savary und Luc Recordon die Wiederwahl schaffen. Beide waren seit 2007 als
erstes rein linkes Ständeratspaar in der Geschichte des Kantons im Amt. Bei den
bürgerlichen Parteien waren die Anstrengungen gross, um diesen historischen Umstand
wieder zu korrigieren. Inklusive der beiden Amtierenden präsentierte sich eine überaus
stattliche Zahl von fünfzehn Anwärterinnen und Anwärtern zur Wahl. Die SVP trat gleich
mit vier Kandidierenden an:   mit Grossrat Michaël Buffat, Kantonalpräsidentin

WAHLEN
DATUM: 08.11.2015
ANDREA DENZ
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Fabienne Despot sowie mit den beiden Vertretern der Jungen SVP, Dylan Karlen und
Arthur Petit. Despot und Buffat wurden im Sommer beide in parteiintern und juristisch
kontroverse Affären verwickelt, weshalb sie sich mit etwas angeschlagenem Ruf in den
Wahlkampf begeben mussten. Die GLP präsentierte die amtierende Nationalrätin
Isabelle Chevalley sowie Kommunalpolitiker Laurent Miéville. Die CVP stellte ihre beiden
bekanntesten Kandidaten für den Nationalrat – Claude Béglé und Jacques Neirynck –
auch für den Ständerat auf. Schliesslich stiegen auch die Alternative Linke und die Liste
«Vote Blanc» mit je zwei Anwärtern ins Rennen. Für solidaritéS kandidierte Jean-Michel
Dolivo, für die PdA Céline Misiego und für «Vote Blanc» traten Sonya Grégoire und
Jean-Luc Berkovits an. Mit Spannung wurde aber insbesondere die Nominierung der
FDP erwartet, welcher als einzige Partei realistische Chancen auf einen erfolgreichen
Angriff auf die beiden Amtsinhabern eingeräumt wurde. Lange wurde über eine
Kandidatur von FDP-Staatsrat Pascal Broulis spekuliert. Broulis galt als politisches
Schwergewicht und Hoffnungsträger der Freisinnigen. Alternativ wurde mit Jacqueline
de Quattro ein anderes FDP-Regierungsmitglied ins Spiel gebracht. Auch ihr wurden im
Falle einer Kandidatur gute Chancen zugerechnet. Ein Antreten von Broulis oder de
Quattro hätte aber bedeutet, dass der FDP in den anstehenden Staatsratswahlen ein
wichtiges Zugpferd für die geplante Rückeroberung einer bürgerlichen Mehrheit gefehlt
hätte. In der Tat wollten schlussendlich weder Broulis noch de Quattro ihre
Regierungsarbeit im Kanton aufgeben und verzichteten kurz vor dem Parteitag offiziell
auf eine Kandidatur. An ihrer Stelle präsentierten die Freisinnigen den amtierenden
Nationalrat Olivier Français als Kandidaten. Dies obwohl die Partei ursprünglich erklärt
hatte, man wolle unbedingt einen Staatsrat portieren. In den Augen der Beobachter
haftete Français' Kandidatur deshalb ein etwas fader Beigeschmack an, da er lediglich
als dritte Wahl erschien. Seine Aussichten waren ausserdem fraglich, weil ihm die
Unterstützung für einen in Anbetracht der Anzahl Kandidierender als fast sicher
geltenden zweiten Wahlgang seitens der anderen bürgerlicher Parteien ungewiss war –
unter anderem, da die FDP weder mit der CVP noch der SVP eine Listenverbindung bei
den Nationalratswahlen eingegangen war. Die SVP machte bereits vor einem zweiten
Wahlgang klar, dass für sie die Unterstützung des gemässigt politisierenden Français
kaum in Frage komme.

Die beiden Bisherigen aus dem linken Lager setzten sich im ersten Durchgang an die
Spitze. Géraldine Savary machte 72'985 Stimmen und Luc Recordon kam auf deren
68'339. Das absolute Mehr von 88'189 Stimmen verpassten aber beide relativ deutlich.
Hinter den Amtierenden folgte FDP-Mann Olivier Français mit 54'439 Stimmen, sowie
die beiden SVP-Anwärter Michaël Buffat mit 32'271 Stimmen und Fabienne Despot mit
29'737 Stimmen. Abgeschlagen waren Isabelle Chevalley (12'625 Stimmen), Claude Béglé
(9'819 Stimmen), Jacques Neirynck (7'590 Stimmen) und Laurent Miéville (6'884
Stimmen). Géraldine Savary und Luc Recordon zeigten sich im Grossen und Ganzen
zufrieden mit dem Resultat. Beide betonten aber, dass die Tücher damit keineswegs im
Trockenen seien. 
Für den zweiten Wahlgang erklärte die FDP, man nehme den Grünen Luc Recordon ins
Visier. Wie abzusehen war, suchten die Freisinnigen nun die Unterstützung der anderen
Parteien für ihre Einer-Kandidatur mit Olivier Français. Sowohl die Christdemokraten
als auch die Grünliberalen, die wie die restlichen Kleinparteien ihre Kandidaturen für
den zweiten Umgang zurückzogen, gaben Français die erhoffte Unterstützung – die GLP
sprach sich zusätzlich jedoch auch für Luc Recordon aus. Die SVP-Delegierten luden
Français ein, sie in einem Referat von seiner Kandidatur zu überzeugen. Letztlich hatte
eine Mehrheit der Delegierten aber kein Gehör für seine Argumentation, weshalb die
SVP dem FDP-Kandidaten die Unterstützung für den zweiten Durchgang verweigerte.
Ihre eigenen Kandidaten zog die Volkspartei aber ebenfalls zurück. Somit kam es zum
erwarteten Dreikampf zwischen Savary, Recordon und Français um die zwei
Waadtländer Ständeratssitze. Im Vergleich zu anderen Kantonen wie Genf, war die
bürgerliche Konkurrenz im Kanton Waadt damit wesentlich konzentrierter – wenn auch
mit fehlender Unterstützung der SVP. Die Sozialdemokratin Savary schien selbst in den
Augen ihrer bürgerlichen Konkurrenten kaum angreifbar. Ob es Français deshalb
schaffen würde, Recordons Mandat zu erobern, schien vor allem vom Support aus CVP-
und SVP-Kreisen abzuhängen. Zudem wurde die Mobilisierung im zweiten Durchgang als
wichtiger Faktor ausgemacht. Man ging davon aus, dass eine tiefe Mobilisierung wohl am
ehesten den beiden Amtsinhabern helfen würde.

Bei einer Wahlbeteiligung von 37% - zwei Prozentpunkte mehr als noch 2011 im
Vergleich zum ersten Wahlgang (43.5%) allerdings deutlich tiefer – gelang Olivier
Français schliesslich, was ihm viele nicht zugetraut hatten: Hinter Géraldine Savary,
welche 81'469 Stimmen erzielte, gelang dem Lausanner Freisinnigen die Wahl mit
78'068 Stimmen. Er verwies damit den amtierenden Ständerat Luc Recordon (74'972
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Stimmen) auf den dritten Platz. Der erste grüne Ständerat des Kantons musste damit
nach acht Jahren seinen Sitz wieder freigeben. Da er seinen Nationalratssitz, den er
erobert hätte, der jungen Co-Präsidentin der Grünen, Adèle Thorens Goumaz,
überliess, verabschiedete Recordon sich gleich ganz aus dem Bundeshaus. Mit der
neuen Ständeratsvertretung bestehend aus Géraldine Savary und Olivier Français wird
die Waadt nun – den politischen Machtverhältnissen im Kanton entsprechend – wieder
durch eine Linke und einen Bürgerlichen repräsentiert. 6

Nach einer eidgenössischen Wahl hat ein provisorisches Büro, das vom
Alterspräsidenten zusammengestellt wird, festzustellen, dass die Wahl gültig war und
dass bei den neu gewählten Volksvertreterinnen und Volksvertretern keine
Unvereinbarkeiten vorliegen. Gestützt auf den Bericht des Bundesrates zu den Wahlen
stellte ebendieses von Alterspräsident Luzi Stamm (svp, AG) präsidierte Büro die
Gültigkeit der Wahlen in allen 26 Kantonen fest. Damit konnte am ersten Sitzungstag die
50. Legislatur im Nationalrat offiziell mit dem Eid, der von 122 Mitgliedern geleistet
wurde, bzw. mit dem Gelübde, das von 77 Nationalrätinnen und Nationalräten abgelegt
wurde, beginnen (15.215). Unvereinbarkeiten wurden keine festgestellt, da Roberto
Schmidt (cvp, VS) seinen Austritt aus der Kommission für den Fonds Landschaft Schweiz
gegeben hatte – ein Amt, das mit dem Nationalratsmandat nicht vereinbar gewesen
wäre. Zudem hatten sich die Nationalräte, die gleichzeitig auch in den Ständerat
gewählt worden waren (Géraldine Savary (sp, VD), Olivier Français (fdp, VD), Philipp
Müller (fdp, AG), Daniel Jositsch (sp, ZH) und Ruedi Noser (fdp, ZH)) für das Mandat in
der kleinen Kammer entschieden – die Regeln besagen, dass Mitglieder eines Rates
nicht gleichzeitig einer anderen Bundesbehörde angehören dürfen. Im Falle der beiden
Zürcher Ständeräte war die Wahl allerdings noch nicht validiert worden. Das bedeutete,
dass Daniel Jositsch und Ruedi Noser die 50. Legislatur nochmals im Nationalrat
beginnen mussten und ihre Nachfolger Angelo Barrile (sp, ZH) und Hans-Ulrich Bigler
(fdp, ZH) erst am 8. Dezember vereidigt wurden, wobei Angelo Barrile das Gelübde
ablegte. Ebenfalls erst einen Tag vor den Bundesratswahlen wurde Urs Gasche (bdp, BE)
vereidigt, der aufgrund einer Operation die erste Woche der neuen Legislatur verpasst
hatte. Im Ständerat wurden keine Unvereinbarkeiten festgestellt. Die kleine Kammer
nahm an ihrer ersten Sitzung Kenntnis vom entsprechenden Bericht ihres Büros. 
Im Ständerat werden jeweils nur die neu gewählten Mitglieder vereidigt (15.067). Zu
Beginn der 50. Legislatur waren dies zehn Personen, wobei Andrea Caroni (fdp, AR) das
Gelübde ablegte. Daniel Jositsch und Ruedi Noser legten ihr Gelübde bzw. ihren Eid am
8. Dezember ab. Damit war die Konstituierung des neuen Parlaments beschlossen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2015
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Fin janvier, le parlementaire écologiste Geri Müller (verts, AG) a reçu Mushir Al-Masri,
parlementaire palestinien et porte-parole du l’organisation du Hamas. Cette visite a
été vivement critiquée par l’ambassade d’Israël en Suisse. Peter Malama (plr, BS), vice-
président du groupe parlementaire Suisse-Israël, a également regretté l’absence de
représentant de son groupe lors des discussions. 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.02.2012
EMILIA PASQUIER

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Im Juni des Berichtsjahres wurden zwei ähnlich lautende Vorstösse aus dem Jahr 2010
im Parlament besprochen. Ein Postulat Malama (fdp, BS) (Po. 10.3570) und eine Motion
Stump (sp, AG) (Mo. 10.3832) sollten den Bundesrat dazu bewegen, das Nebeneinander
von Militärdienst und ziviler Ausbildung besser zu koordinieren. Beide Begehren
problematisieren die der Bologna Reform geschuldete Verschiebung der
Semesterdaten: Maturanden könnten keine vollständige RS zwischen Schulabschluss
und Studienbeginn mehr absolvieren. Die resultierende Situation sei für alle Beteiligten,
Armee und Wirtschaft, aber insbesondere für die betroffenen Stellungspflichtigen
unbefriedigend. Malama fordert deswegen bessere Beratungsangebote und Stump
verlangt eine bessere Koordination. Der Bundesrat anerkannte die Problematik, sah
aber durch das bestehende Angebot mit drei RS-Starts pro Jahr die zivilen Bedürfnisse
als erfüllt an. Einen akuten Handlungsbedarf erkannte die Regierung nicht. Dennoch

POSTULAT
DATUM: 19.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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werde sie die Anliegen im Zuge der Weiterentwicklung der Armee berücksichtigen. In
der Sommersession wurde das Postulat Malama diskussionslos mit 115 zu 40 Stimmen
angenommen. Gleichentags wurde über die Motion Stump befunden, die von Chantal
Galladé (sp, ZH) übernommen worden war. Die Zürcher Sozialdemokratin unterstrich
die Wichtigkeit der Koordination der Ausbildungen. Man dürfe den künftigen Studenten
nicht zumuten, ein Zwischenjahr einlegen zu müssen. Bundesrat Maurer anerkannte in
seinem Votum die Anliegen, verwies aber auf das bereits früher überwiesene Postulat
Berberat. Der Bundesrat sei bereits mit der Lösungssuche beauftragt und deswegen sei
dieser Vorstoss abzulehnen. Entgegen dieser Aufforderung wurde die Motion
angenommen (82 zu 71 Stimmen). Im September kam das Geschäft in den Ständerat,
dessen SiK sich kritisch dazu geäussert hatte: Erstens liege es nicht in der Kompetenz
des Bundes, Vorschriften über den Semesterbeginn zu erlassen und zweitens reiche die
Zeit zwischen Schulabschluss und Mitte September ohnehin nicht, um eine vollständige
Rekrutenschule durchzuführen. Auch Bundesrat Maurer setzte sich erneut gegen die
Motion ein und betonte, dass es einen Dialog zwischen Bund und Hochschulen brauche
und nicht einseitige Forderungen an die Armee. Der Ständerat folgte der Kommission
und dem Bundesrat und lehnte die Motion ab. 9

Militäreinsätze

Lors de la procédure d’élimination des divergences concernant l’engagement de
militaires au sein de l’opération Atalante, le Conseil des Etats a maintenu sa position
par 29 voix contre 9 tandis que les discussions au Conseil national ont été plus
partagées. La CPS-CN a ainsi décidé par 13 voix contre 12 de ne pas entrer en matière.
Une minorité du groupe socialiste, le groupe écologiste et le groupe UDC ont à nouveau
demandé de ne pas entrer en matière. Les Verts ont réaffirmé leur préférence à une
solidarité civile plutôt qu’à une intervention militaire. Une proposition Allemann (ps, BE)
demandant de transformer l’engagement militaire en un engagement civil et une
proposition Malama (plr, BS) demandant l’abandon de l’engagement de la troupe d’élite
DRA 10 ont été rejetées. L’entrée en matière sur le projet 2 a été rejetée par 108 voix
contre 81 et 10 abstentions. Le projet a ainsi été liquidé. 10

ANDERES
DATUM: 24.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Bevölkerungsschutz

Im Zuge der Verhandlungen zum teilrevidierten BZG wurde auch eine parlamentarische
Initiative Français (fdp, VD) behandelt. Diese wollte das Einsatzgebiet von
Schutzdienstleistenden ausdehnen und internationale Einsätze ermöglichen. Damit
sollte nicht nur im „grenznahen“ Ausland gearbeitet werden können, sondern auch
humanitäre Einsätze nach Naturkatastrophen in betroffenen Ländern sollten ermöglicht
werden. Der Nationalrat wies diese parlamentarische Initiative jedoch knapp mit 79 zu
73 Stimmen zurück. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.03.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Versicherungen

Im Berichtsjahr versuchten verschiedene Parlamentarier mit unterschiedlichen
Instrumenten Druck auf den Bundesrat in Sachen obligatorische
Erdbebenversicherung zu machen. So forderte die Motion Fournier (cvp, VS) die
Einführung einer obligatorischen Erdbebenversicherung für Gebäude, wobei die Prämie
in der ganzen Schweiz dieselbe sein sollte. Der Bundesrat stand dem Vorhaben einer
bundesrechtlichen Lösung in Sachen Erdbebenversicherung grundsätzlich positiv
gegenüber, argumentierte jedoch, dass die Einführung eines schweizweiten
Versicherungsobligatoriums nicht in der Kompetenz des Bundes läge, und dass eine
Anpassung der Aufsichtsverordnung, die in seiner Kompetenz sei, nur die Kantone ohne
kantonale Gebäudeversicherung betreffen würde. Weiter sei in dieser Frage nach wie
vor kein Konsens zwischen dem Gebäudeeigentümerverband, den kantonalen
Gebäudeversicherungsanstalten und den Privatversicherungen erreicht worden,
weshalb der Bundesrat die Erfolgsaussichten einer Bundesregelung als gering einstufte.
Trotz dieser Bedenken wurde die Motion nach der Zustimmung durch den Ständerat
(bereits 2011, mit 19 zu 11 Stimmen) auch im Nationalrat (mit 95 zu 67 Stimmen)
angenommen. Vorstösse mit ähnlichem Inhalt wurden im Berichtsjahr entweder

MOTION
DATUM: 14.03.2012
FABIO CANETG
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zurückgezogen (Motion Leutenegger Oberholzer), abgelehnt (Parlamentarische Initiative
Leutenegger Oberholzer) oder noch nicht behandelt (Motion Malama). 12

Landwirtschaft

Pflanzliche Produktion

Le Conseil national a traité du message relatif à la loi sur le génie génétique (LGG)
adopté par le Conseil des Etats l’année précédente. Il vise, d’une part, à prolonger le
moratoire sur l’utilisation d’OGM dans l’agriculture et, d’autre part, à réglementer le
droit d’opposition et de recours prévu dans le cadre de la procédure d’autorisation de
mise en circulation d’OGM. La commission de la Science de l’éducation et de la culture
(CSEC-CN) a recommandé d’approuver le projet modifié par le Conseil des Etats en
affirmant qu’il ne s’agit pas de prendre position sur les OGM mais de prolonger le
moratoire en attendant les conclusions du programme national de recherche qui étudie
les impacts et les risques d’une dissémination (PNR 59). Toutefois, une minorité Malama
(plr, BS) a proposé de ne pas entrer en matière estimant qu’il s’agit d’une question
politique à laquelle le programme ne pourrait pas répondre et que cette attente
défavorise le pôle de recherche suisse. L’entrée en matière a tout de même été
approuvée par 108 voix contre 71. Les groupes PLR et UDC ont rejeté le projet de loi.
Malgré de fortes divisions, la majorité du groupe PDC s’est prononcée en faveur de la
prolongation du moratoire. Les groupes socialiste et écologiste l’ont soutenu à
l’unanimité estimant que la LGG crée les conditions adéquates permettant le bon
déroulement du PNR 59 et garantit une production agricole favorable à l’économie et
l’agriculture suisses. Une proposition Noser (plr, ZH) de renvoi au Conseil fédéral avec la
tâche de compléter la LGG afin d’assurer les conditions de coexistence entre
l’agriculture traditionnelle et celle utilisant des OGM a été rejetée par 109 voix contre
71. La majorité de la commission a estimé que le temps nécessaire à cette modification
est insuffisant, au vu de la fin du moratoire en 2010, et que les connaissances ne sont
pas disponibles. Les majorités des groupes PLR et UDC ainsi que la minorité du groupe
PDC ont soutenu la proposition. Le Conseil national a modifié la proposition du Conseil
des Etats sur un point mineur relatif à la terminologie utilisée pour finalement l’adopter
par 106 voix contre 68. Lors de la procédure d’élimination des divergences, la chambre
haute a rallié la position de la chambre basse. Au vote final, la chambre des cantons a
adopté le projet par 33 voix contre 10 et la chambre du peuple par 114 voix contre 74. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Dans la foulée du séisme survenu à Fukushima, la centrale nucléaire de Fessenheim
(Alsace) a suscité de l’inquiétude en Suisse voisine. La plus ancienne centrale française
en exploitation, située à 40 kilomètres au nord de Bâle, n’a été conçue pour résister
qu’à un séisme d’une magnitude de 6,4 sur l’échelle de Richter. En avril, les cantons de
Bâle-Ville, Bâle-Campagne et du Jura ont demandé la fermeture du site tant qu’un
contrôle intensif tenant compte de la catastrophe au Japon n’était pas été effectué.
Sur le plan fédéral, le Conseil national a rejeté une motion Malama (plr, BS) demandant
au Conseil fédéral d’intervenir auprès du gouvernement français afin qu’il mette hors
service la centrale de Fessenheim. 14

MOTION
DATUM: 08.06.2011
LAURENT BERNHARD
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Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Mehr als ein Jahr nach dem Vorliegen der bundesrätlichen Botschaft zum
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) nahm sich der Ständerat
als Erstrat erneut des Geschäfts an. Die Verkehrskommission hatte in der Zwischenzeit
im Auftrag des Ständerates den Netzbeschluss von 2012 in den NAF integriert. Sie hatte
zudem bei der Finanzierung die Strassenverkehrsteilnehmer ent- und die Bundeskasse
belastet. Hatte der Bundesrat ursprünglich noch eine Erhöhung des
Mineralölsteuerzuschlags um 15 Rappen pro Liter vorgesehen, schlug er nach heftigem
Widerstand in der Vernehmlassung in der Botschaft noch eine Erhöhung von 6 Rappen
vor. Die KVF-SR kürzte die Erhöhung auf 4 Rappen und schlug vor, mit zusätzlichen
Mitteln aus der Mineralölsteuer den Anteil der Bundeskasse bei der Finanzierung zu
stärken. Der Rat folgte diesem Ansinnen, wohl auch unter dem Eindruck der laufenden
Kampagne für die Milchkuh-Initiative, deren Annahme die Bundeskasse rund CHF 1.5
Mia. kosten würde. Mit der im Rat beschlossenen Erhöhung des Anteils der
Mineralölsteuer am NAF flössen 55% statt 50% der Mineralölsteuererträge in den NAF,
was einem Fehlbetrag von CHF 125 Mio. in der Bundeskasse entspricht. Zwei Jahre nach
Inkrafttreten des NAF sollen weitere 5% der Mineralölsteuererträge in den NAF geleitet
werden. Damit erhielte der NAF Mittel in der Höhe von CHF 650 Mio., die zuvor der
Bundeskasse zur Verfügung standen. Der Bundesrat hatte lediglich CHF 400 Mio.
vorgesehen. Weitere Anträge, die noch mehr Mittel von der Bundeskasse in den NAF
verschieben wollten, wurden jedoch abgelehnt. In der Schlussabstimmung wurde die
Vorlage einstimmig angenommen. 
Anschliessend nahm die kleine Kammer eine Motion Fournier (cvp, VS) auf, die eine
Gesamtschau zur Erweiterung und Finanzierung der national relevanten
Strasseninfrastruktur forderte (14.3152). Olivier Français (fdp, VD) erklärte für die
Kommission, dass die Motion mit dem eben angenommenen NAF nun überflüssig sei.
Der Rat lehnte sie diskussionslos mit 32 zu 1 Stimme ab (keine Enthaltungen). 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.2016
NIKLAUS BIERI

Verkehrspolitik

In der Sommersession 2015 nahm der Nationalrat die Beratung zur Volksinitiative „Für
eine faire Verkehrsfinanzierung“ (Milchkuh-Initiative) auf. Wie schon in der kleinen
Kammer gab es auch in der Volkskammer einen Rückweisungsantrag, der die Beratung
der Initiative mit der Behandlung des NAF verknüpfen wollte. Der Rückweisungsantrag
war von Nationalrat Français (fdp, VD) eingereicht und von rund einem Dutzend
Mitgliedern der SVP-Fraktion mitunterzeichnet worden - auch von Mitgliedern des
Initiativkomitees. Martin Candinas (cvp, GR) legte für die Kommissionsmehrheit dar,
weshalb eine gemeinsame Behandlung von Volksinitiative und NAF nicht wünschenswert
sei. Er warf dabei dem Initiativkomitee fehlende Kompromissbereitschaft vor, was von
den Nationalräten und Mitgliedern des Initiativkomitees Rime (svp, FR), Binder (svp, ZH)
und Amstutz (svp, BE) bestritten wurde. Als Roger Nordmann (sp, VD) für die
Kommission sprach und der Initiative einen extremistischen Charakter bescheinigte,
empörte sich die SVP-Fraktion. Ulrich Giezendanner (svp, AG), ebenfalls ein Mitglied des
Initiativkomitees, forderte eine Entschuldigung für diese "Riesenfrechheit" – was
Nordmann jedoch ausschlug. Der Rückweisungsantrag der Minderheit Français wurde
äusserst knapp mit 93 zu 91 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt. Für die
Rückweisung stimmten die geschlossenen Fraktionen von SVP und FDP mit einzelnen
Stimmen aus der CVP und der BDP. Die Fraktionen von SP, Grünen und GLP stimmten
geschlossen dagegen. In der weiteren Debatte in der grossen Kammer argumentierten
die Gegnerinnen der Vorlage mit den CHF 1.5 Mia., welche der Bundeskasse wegen der
Initiative entgehen würden und mit den deswegen notwendigen Sparmassnahmen. Die
Befürworterseite stellte hingegen die Vernachlässigung der Strasseninfrastruktur und
die hohe Belastung durch Abgaben im Strassenverkehr in den Vordergrund. Der
Minderheitsantrag Wobmann (svp, SO), der die Initiative zur Annahme empfehlen wollte,
unterlag dem Mehrheitsantrag der Kommission schliesslich mit 97 zu 65 Stimmen bei 11
Enthaltungen. Für die Minderheit stimmte die geschlossene SVP-Fraktion und ein gutes
Drittel der FDP-Fraktion. Die Hälfte der Mitglieder der FDP-Fraktion enthielt sich der
Stimme oder entzog sich der Abstimmung. Während die Fraktionen von SP, Grünen und
GLP geschlossen für den Mehrheitsantrag stimmten, taten dies die Fraktionen von CVP
und BDP grossmehrheitlich. 16

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.06.2015
NIKLAUS BIERI
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Strassenverkehr

L’initiative populaire en faveur d’un durcissement des peines à l’encontre des
conducteurs s’adonnant aux courses sauvages annoncée par l’association des victimes
de la route Roadcross l’année précédente a reçu le soutien des conseillers nationaux
Daniel Jositsch (ps, ZH) et Peter Malama (plr, BS). Son élaboration a toutefois buté sur le
problème de la redéfinition de la notion juridique de chauffard au point que son
lancement a dû être repoussé "sine die". 17

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Au printemps de l’année sous revue, l’association des victimes de la route Roadcross et
des parlementaires fédéraux issus de tous les partis représentés aux chambres ont
lancé une initiative populaire fédérale intitulée « Protection contre les chauffards ».
Le comité est composé des conseillers nationaux Amstutz (udc, BE), Galladé (ps, ZH),
Jositsch (ps, ZH), Malama (plr, BS), Müller (plr, AG), Perrin (udc, NE), Segmüller (pdc, LU)
et Teuscher (verts, BE), ainsi que des conseillers aux Etats Maury Pasquier (ps, GE) et
Recordon (verts, VD).Les initiants proposent de durcir les peines à l’encontre des
conducteurs prenant des risques délibérés, soit en commettant de graves excès de
vitesse, soit en s’adonnant à des courses sauvages. Le texte déposé prévoit que « toute
personne qui, en enfreignant intentionnellement les règles élémentaires de la
circulation, s’est accommodée d’un fort risque d’accident pouvant entraîner de graves
blessures ou la mort […] est un chauffard passible d’une peine privative de liberté d’une
durée comprise entre un à quatre ans ». Outre la confiscation définitive de son
véhicule par l’Etat, le contrevenant se verrait retirer son permis de conduire pour au
moins deux ans, en cas de première infraction, et pour au moins dix ans, en cas de
récidive. Les conducteurs roulant à 100 km/h ou plus à l’intérieur d’une localité, à 140
km/h ou plus hors localité et à plus de 200 km/h sur l’autoroute s’exposeraient à ces
sanctions. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.04.2010
NICOLAS FREYMOND

Die Wiedereröffnung des Autobahnanschlusses Emmen Nord fordert eine Motion von
Nationalrat Müri (svp, LU), die schon 2014 eingereicht worden war, jedoch erst im Juni
2016 im Nationalrat behandelt wurde. Müri verweist auf "Frust", "Unverständnis" und
das "Leiden" der Bevölkerung, welches die Folge der Schliessung des
Autobahnanschlusses Emmen Nord seien. In seiner Stellungnahme vom November 2014
hielt der Bundesrat fest, dass es aus seiner Sicht keinen Grund gebe für eine
Neubeurteilung der Nationalstrassenanschlüsse in der Region: Die Vorteile des neuen
Anschlusssystems Rothenburg/Emmen Nord würden klar überwiegen. Entsprechend
beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. 
Im Juni 2016 nahm der Nationalrat die Motion mit 110 zu 79 Stimmen (keine Enthaltung)
entgegen der bundesrätlichen Empfehlung und den Ausführungen von Bundesrätin
Leuthard an. 
Die KVF-SR diskutierte die Sachlage mit dem Astra-Direktor Jürg Röthlisberger und
unterbreitete der kleinen Kammer schliesslich eine abgeänderte Motion. Im Dezember
2016 erläuterte Olivier Français (fdp, VD) die modifizierte Fassung für die Kommission.
Die Kommission hielt fest, dass die Motion Müri in ihrer Totalität und Dringlichkeit nicht
umzusetzen sei. Statt einer vollumfänglichen Wiedereröffnung schlug die Kommission
vor, der Bundesrat solle verschiedene Varianten einer Wiedereröffnung von zumindest
drei Vierteln prüfen und die beste Variante umsetzen. Bundesrätin Leuthard erklärte,
mit einer derart umformulierten Motion leben zu können. Die kleine Kammer stimmte
dem Kommissionsantrag ohne Gegenanträge zu. 19

MOTION
DATUM: 08.12.2016
NIKLAUS BIERI
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Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

La campagne a été marquée dès son démarrage par la division du PRD. Déjà lors des
débats aux chambres, plusieurs élus radicaux s’étaient distanciés du parti, estimant
l’initiative excessive et contraire à l’Etat de droit. Fer de lance du comité d’initiative, la
conseillère nationale Doris Fiala (prd, ZH) a d’ailleurs vertement critiqué les quatre
radicaux qui s’étaient abstenus lors du premier vote à la chambre basse, les jugeant
responsables de l’échec au parlement. Signe des vives tensions internes au parti, la
direction a décidé que l’assemblée des délégués voterait à bulletin secret pour
déterminer le mot d’ordre du parti, de sorte à protéger les minoritaires. À l’issue du
vote, les délégués ont décidé de soutenir l’initiative par 142 voix contre 57 et 17
abstentions. Loin de se résigner, les minoritaires, soit dix parlementaires fédéraux, des
anciens conseillers aux Etats et la section genevoise du PRD ont mené une campagne
très active. Les parlementaires, anciens et actuels, qui se sont engagés contre
l’initiative étaient Christine Egerszegi (AG), Erika Forster (SG), Kurt Fluri (SO), Rolf
Büttiker (SO), Dick Marti (TI), Olivier Français (VD), Hugues Hiltpold (GE), Corina
Eichenberger (AG), Christa Markwalder (BE), Peter Malama (BS), Thomas Pfisterer (AG),
Thierry Béguin (NE), Gilles Petitpierre (GE) et René Rhinow (BS). 20

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.2008
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Ebenfalls im Rahmen der Sondersession zur Ausländerpolitik hiess der Nationalrat eine
Motion Barthassat (cvp, GE) knapp mit 93 zu 85 Stimmen gut. Der Vorstoss beauftragt
den Bundesrat, Jugendlichen ohne gesetzlichen Status, die ihre Schulbildung in der
Schweiz absolviert haben, den Zugang zu einer Berufslehre zu ermöglichen. Die
Regierung hatte die Ablehnung der Motion beantragt. Justizministerin Widmer-
Schlumpf begründete diese Haltung damit, dass die Kantone die Möglichkeit hätten, in
Härtefällen den Status von Sans Papiers zu regeln. In der Presse wurde vermutet dass
der Erfolg des Vorstosses auf das intensive Lobbying von FDP-Nationalrat Peter Malama
bei FDP- und CVP-Parlamentariern zurückzuführen sei.
Entgegen dem Antrag seiner vorberatenden Kommission überwies auch der Ständerat
die Motion in der Herbstsession mit 23 zu 20 Stimmen. Christine Egerszegi (fdp, AG)
betonte als Sprecherin der Kommission, das Problem des fehlenden Status würde durch
die Lehre nicht gelöst, sondern nur um ein paar Jahre hinausgeschoben. Die
Ratsmehrheit liess sich von diesem Argument jedoch nicht überzeugen und war der
Ansicht, die Berufsbildung, die mit Erwerbstätigkeit verbunden sei, solle nicht anders
behandelt werden, als die Bildung in weiterführenden Schulen. Letztere ist Personen
unabhängig von ihrem ausländerrechtlichen Status zugänglich. Eine in die gleiche
Richtung zielende Standesinitiative des Kantons Neuenburg sowie eine vom Nationalrat
gutgeheissene Motion Hodgers (gp, GE) zur Einhaltung der Kinderrechtskonvention bei
Kindern ohne Rechtsstatus lehnte die Kleine Kammer dagegen ab. 21

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Familienpolitik

Pour pallier au manque de place dans les crèches, une motion Malama (plr, BS) a été
déposée en juin afin de diminuer la charge bureaucratique et de renforcer les
mécanismes du marché en la matière. Le conseiller national demande au gouvernent un
rapport sur les différentes pratiques cantonales, les conséquences de ces différentes
législations et les implications d’une éventuelle harmonisation de la législation fédérale
pour les crèches. En dépit de l’opposition du camp vert-rose, la motion a été acceptée
par 120 voix contre 63 et 7 abstentions. 22

MOTION
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Das im Ständerat gescheiterte Anliegen, die Akkreditierung einer (Fach-)hochschule an
die Beschäftigungs- bzw. Arbeitsmarktfähigkeit ihrer Absolventinnen und Absolventen
zu binden, wurde im Nationalrat erneut diskutiert. Ein Minderheitsantrag Riklin (cvp,
ZH) forderte die regelmässige Evaluation der Beschäftigungssituation der Absolventen
durch ihre Hochschulen. Ein Minderheitsantrag Malama (fdp, BS) verlangte gar die
subventions- bzw. akkreditierungswirksame Überprüfung der Arbeitsmarktfähigkeit von
Hochschulabgängern. Der Minderheitsantrag Riklin vermochte sich in der
Variantenabstimmung gegen die Minderheit Malama, dann auch gegen die nur durch die
BDP und Grünen klar unterstützte Kommissionsmehrheit durchzusetzen. Die SP und die
FDP waren in der zweiten Abstimmung gespalten, wobei eine klare FDP-Mehrheit für
die unterlegene Kommissionsmehrheit votierte, eine ebenso klare SP-Mehrheit den
obsiegenden Minderheitsantrag Riklin unterstützte. In der Akkreditierungsfrage hielt
der Ständerat in der Differenzbereinigung an seiner ablehnenden Haltung fest, worauf
der Nationalrat das Ansinnen fallen liess.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Die künftige Organisationsform der Hochschulkonferenz gab einiges zu reden. Nicht
mehrheitsfähig war die Minderheit Malama (fdp, BS), die neben dem Bundesrat und
allen Kantonen auch vom Bundesrat zu bestimmende Vertreter aus der Arbeitswelt als
stimmberechtigte Mitglieder in der Plenarversammlung vertreten wissen wollte.
Angesichts der Referendumsdrohung des Gewerbeverbands und der Gewerkschaften
wurde den Sozialpartnern aber eine beratende Rolle in den Gremien der
Hochschulkonferenz zugestanden. Der Ständerat hatte dem Hochschulrat zusätzliche
Kompetenzen zur Vereinheitlichung der Titelstrukturen gegeben, in Bezug auf die
Kompetenzverteilung zwischen den beiden Tagungsformen der Hochschulkonferenz
ansonsten aber keine materiellen Änderungen zum Bundesratsentwurf eingebaut. Auf
Vorschlag der Kommissionsmehrheit nahm der Nationalrat dann aber eine gewichtige
Kompetenzverschiebung von der Plenarversammlung an den kleineren Hochschulrat
vor. So übertrug er die Verantwortung für die Festlegung von Hochschultypen und der
kostenintensiven Bereiche sowie das Vorschlagsrecht für Studiengebühren von der
Plenarversammlung an den Hochschulrat. Nachdem sich die beiden Kammern in der
ersten Beratung der Differenzen zu keiner Einigung gefunden hatten, akzeptierte der
Ständerat schliesslich die Position des Nationalrats.

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Le postulat Malama (plr, BS) sur la comptabilité entre service militaire et formation et
la motion proposée par Stump (ps, AG) pour une coordination de l’école de recrues et
des études, déposés tous les deux en 2010 au Conseil national ont été en quelque sorte
rejoints en 2012 par le postulat de Berberat (ps, NE), traité par le Conseil des Etats. Ce
postulat se penche sur le besoin de mieux concilier l’école de recrue et les études
supérieures. Ces démarches ont dès lors animé les débats de la session d’été 2012.
Alors que le Conseil fédéral avait estimé la situation satisfaisante en 2010, sa position a
changé en 2012 avec le second postulat. Il a reconnu les difficultés liées à l’introduction
du système de Bologne et est désormais davantage conscient des difficultés
rencontrées par les étudiants. Il faut souligner que la situation n’a cessé de s’aggraver
ces dernières années, en particulier avec le prolongement de la durée de l’école de
recrues à 21 semaines et l’harmonisation avec le système de Bologne nécessitant une
rentrée universitaire avancée à la mi-septembre. Dans de nombreux cas, les étudiants
prennent alors un semestre de retard ou même une année sur leur programme
académique. Berberat (ps, NE) a aussi relevé les difficultés financières liées à ce
décalage. Les auteurs des postulats et de la motion estiment pour conclure qu’il est
dans l’intérêt à la fois de l’armée et de l’économie de trouver un terrain d’entente. Si
d’un côté, l’armée a besoin de membres bien formés et motivés, de l’autre, l’économie,
en quête de jeunes diplômés, ne peut se permettre de perdre inutilement ces années
de transition. En conclusion, dans la foulée de la prise de conscience du Conseil
fédéral, le Conseil des Etats a accepté le postulat sur la conciliation de l’école de recrue
et des études supérieures. Dans la même optique, le Conseil national a validé le
postulat sur la comptabilité entre service militaire et formation par 115 voix contre 40.
Par contre, même si la motion de Stump (ps, AG) a été acceptée par le Conseil national
par 82 voix contre 71, le Conseil des Etats l’a de son côté rejetée à sa session

MOTION
DATUM: 30.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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d’automne, estimant que le postulat de Berberat (ps, NE) traitait déjà de cette
problématique. 23

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Die Folgen des Abstimmungsergebnisses zur Minarett-Initiative waren auch im
eidgenössischen Parlament, wo eine Vielzahl von Vorstössen zu muslimischen
Gemeinschaften in der Schweiz eingereicht wurde, zu beobachten. Bereits überwiesen
wurden die Postulate Amacker-Amann (cvp, BL), Malama (fdp, BS) und Leuenberger (gp,
GE), welche die Erarbeitung eines umfassenden Berichts, respektive die
Zusammenstellung bestehender Studien zu Muslimen in der Schweiz forderten. Die
beiden letztgenannten Initianten betonten dabei, sie hätten in der Diskussion zur
Minarett-Initiative eine ausgewogene und differenzierte Informationsgrundlage über in
der Schweiz lebende Musliminnen und Muslime vermisst. 24

POSTULAT
DATUM: 18.06.2010
MARLÈNE GERBER

Medien

Radio und Fernsehen

Beinahe sieben Stunden dauerte die Debatte zur Änderung des Bundesgesetzes über
Radio und Fernsehen (RTVG), welche der Nationalrat in der Frühjahrssession als Erstrat
führte und die in erster Linie zum Ziel hatte, die geräteabhängige Gebühr für Radio und
Fernsehen durch ein geräteunabhängiges System zu ersetzen. Zuerst hatte die grosse
Kammer über einen Nichteintretensantrag einer Minderheit der KVF-NR, angeführt
durch Natalie Rickli (svp, ZH) zu befinden. Diese argumentierte, die generelle
Abgabepflicht käme einer Mediensteuer gleich und zusätzliche Steuern könnten
lediglich über den Verfassungsweg eingeführt werden. Mit 119 zu 68 Stimmen lehnte der
Nationalrat dieses Begehren schliesslich ab, womit die Mehrheit der grossen Kammer
zum Ausdruck brachte, dass es sich ihrer Ansicht nach im vorliegenden Fall um eine
Abgabe handle, was ebenfalls den Schlussfolgerungen eines 2010 erschienenen
juristischen Gutachtens entsprach. Als einzige Fraktion stellte sich die SVP geschlossen
gegen Eintreten auf die Vorlage. Die FDP-Liberale Fraktion war in der Eintretensfrage
"ziemlich exakt geteilter Meinung", wie Gabi Huber (fdp, UR) als Fraktionssprecherin
bemerkte. Alle anderen Fraktionen lehnten den Minderheitsantrag bei vereinzelten
Enthaltungen geschlossen ab. Ebenfalls mit ähnlichen Mehrheiten abgelehnt wurde ein
Rückweisungsantrag einer beinahe identischen Kommissionsminderheit und zwar mit
den Aufträgen, zuerst eine Botschaft über den verfassungsmässigen Leistungsauftrag
der SRG vorzulegen und das Volk zur Einführung einer Mediensteuer zu befragen.
Ferner verlangte ein Einzelantrag Grossen (glp, BE) die Rückweisung des Geschäfts, um
eine Vorlage auszuarbeiten, welche eine Finanzierung über den Bundeshaushalt
vorsähe, womit sich eine private Inkassostelle erübrigen würde. Auch dieser Antrag
wurde relativ deutlich abgelehnt, fand nebst der SVP-Fraktion und einer qualifizierten
FDP-Minderheit jedoch auch Unterstützung bei einer geeinten GLP-Fraktion. In der
Detailberatung stellten mehrheitlich SVP-dominierte aber auch links-grüne oder gar
gemischte Kommissionsminderheiten zahlreiche Anträge, die jedoch fast ausnahmslos
chancenlos blieben. Die Kommissionsmehrheit konnte sich mit ihren
Änderungsanträgen auch erfolgreich gegen einen Minderheitsantrag Hurter (svp, SH)
durchsetzen, als es darum ging, die Gebührenanteile für private Radio- und
Fernsehveranstalter auf eine Spannbreite von 4-5% zu erhöhen. Ebenfalls obsiegte sie
gegen eine Minderheit Huber (fdp, UR), welche die Aufteilung der Gelder zwischen
Radio und Fernsehen analog Bundesrat nicht auf ein bestimmtes Verhältnis (36% zu
64%) festsetzen wollte. Als beinahe einziger Minderheitsantrag erfolgreich war ein von
Kurt Fluri (fdp, SO), Olivier Français (fdp, VD) und Gabi Huber (fdp, UR) getragener
Kompromissvorschlag für ein eingeschränktes Opting out: Bis fünf Jahre nach
Inkrafttreten des Gesetzes sollen sich Haushalte ohne Empfangsmöglichkeiten von der
Abgabe befreien können. Weder die Allianz aus Grünen und SVP, welche sich für eine
generelle Befreiungsmöglichkeit einsetzte, noch die Kommissionsmehrheit, die analog
Bundesrat kaum Möglichkeiten für ein Opting-Out schaffen wollte, konnten
entsprechende Mehrheiten finden. Der zweite und letzte, durch eine marginale
Mehrheit von einer Stimme angenommene Minderheitsantrag, eingebracht durch
Christian Wasserfallen (fdp, BE), verhinderte den Ausbau der Regionaljournale der SRG,
damit diese den privaten Anbietern keine Konkurrenz machen. Ein bedeutender
Streitpunkt zeigte sich in der Frage, ob Unternehmen mit einem Mindestumsatz von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2014
MARLÈNE GERBER
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CHF 50'000 ebenfalls generell eine Abgabe zu entrichten hätten. Zwei Einzelanträge
Grossen (glp, BE) und Schilliger (fdp, LU), welche Unternehmen ganz von der
Abgabepflicht befreien wollten, wurden mit 92 zu 92 Stimmen bei zwei Enthaltungen
lediglich durch Stichentscheid des Präsidenten Lustenberger (cvp, LU) abgelehnt.
Gegen die Abgabepflicht für Unternehmen stellten sich die Fraktionen der GLP, BDP,
und SVP und die Mehrheit der FDP-Liberalen sowie einzelne CVP/EVP-
Fraktionsmitglieder. Im Unterschied zu der fixen, durch Privathaushalte zu
entrichtenden Abgabe sieht die bundesrätliche Fassung vor, die Höhe der Abgabe für
Unternehmen nach deren Umsatz zu bestimmen. In dieser Form verabschiedete der
Nationalrat, unter Opposition der GLP- und SVP-Fraktionen sowie einer starken FDP-
Minderheit, den Entwurf an den Ständerat, welcher das Geschäft in der Sommersession
als Zweitrat behandelte. 25

In der Frühjahrssession 2017 behandelte der Ständerat als Erstrat die Initiative zur
Abschaffung der Billag-Gebühren. Diese fand in der kleinen Kammer kaum Anklang, was
Beat Vonlanthen (cvp, FR) mit den Worten beschrieb: „‚No Billag‘ ist ein absolutes No-
go.“ Mit einem weiteren Wortspiel fassten mehrere Ständeräte die Stossrichtung der
Debatte zusammen: „‚No Billag‘ heisst ‚No SRG‘“, betonten Konrad Graber (cvp, LU),
Joachim Eder (fdp, ZG) und Olivier Français (fdp, VD). Entsprechend stand die SRG im
Zentrum der folgenden Wortmeldungen. Neben Argumenten bezüglich des Nutzens der
SRG für die demokratische Meinungsbildung und den Zusammenhalt der Willensnation
Schweiz betonten die Kantonsvertreterinnen und Kantonsvertreter insbesondere die
Relevanz der SRG, aber auch der kleinen Lokalradios oder der regionalen
Fernsehsender, für die Randregionen und die sprachlichen Minderheiten. So könnten
die Aufgaben des Service public im Allgemeinen und der SRG im Speziellen in den
Zentren zwar durchaus durch den freien Markt übernommen werden, in den
Randregionen sei dies jedoch nicht möglich – wie zum Beispiel Hans Wicki (fdp, NW),
Josef Dittli (fdp, UR), aber auch Doris Leuthard betonten. Als wichtigen Aspekt
erachteten die Ständerätinnen und Ständeräte auch die indirekte Förderung der
Presse, da durch eine werbefinanzierte SRG der Werbemarkt der Presse
zusammenbrechen würde. Gleichzeitig wurde aber auch darauf verwiesen, dass die
Marktmacht der SRG nicht unterschätzt werden dürfe und dass verschiedene
Leistungen ohne die starke Stellung der SRG auch von Privaten erbracht werden
könnten. Josef Dittli betonte, dass auch in Zukunft diskutiert werden müsse, welche
Leistungen die SRG erbringen solle und welche nicht. Stefan Engler (cvp, GR) ergänzte,
dass es sich ein öffentliches Medienhaus wie die SRG nicht leisten könne, „den Privaten
jeglichen Freiraum oder sogar die Luft zum Atmen zu nehmen.“ Dennoch liess keine der
Wortmeldungen Zweifel daran aufkommen, dass der Ständerat der Empfehlung des
Bundesrates folgen und die Initiative zur Ablehnung empfehlen würde – was er
anschliessend auch stillschweigend tat. 26

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bereits im März des Berichtsjahrs wurde über den Rücktritt von Bundesrat Hans-
Rudolf Merz spekuliert, den dieser dann am 6. August ankündigte. Die FDP betonte
ihren Anspruch auf den frei werdenden Bunderatssitz und warnte die anderen Parteien
vor einem Spiel mit dem Feuer. Im Gegensatz zur Nachfolgeregelung bei Pascal
Couchepin 2009 wirkte die FDP gut vorbereitet. Die Parteispitzen kündigten sofort an,
nicht zu kandidieren. Als Kronfavoriten kristallisierten sich die St. Galler Regierungsrätin
Karin Keller-Sutter und der Berner Nationalrat Johann Schneider-Ammann heraus, die
Anfang September von der Bundeshausfraktion auch offiziell nominiert wurden. Ruedi
Noser (ZH), Peter Malama (BS) und Ignazio Cassis (TI) scheiterten in der parteiinternen
Ausmarchung. Bei den Wahlen vom 22. September setzte sich Johann Schneider-
Amann gegen Keller-Sutter und vor allem gegen den SVP-Sprengkandidaten Jean-
François Rime durch. An der Delegiertenversammlung Mitte Oktober in Herisau wurde
Hans-Rudolf Merz mit stehenden Ovationen verabschiedet. Parteipräsident Pelli
würdigte ihn als „erfolgreichsten Finanzminister Europas“, weil der Bund unter seiner
Amtsführung die Schulden beträchtlich reduziert hat. 27

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2010
MARC BÜHLMANN
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In der Nacht auf den 5. Oktober verstarb der Glarner FDP-Ständerat Pankraz Freitag
60-jährig. Der ausgewiesene Finanz- und Energiepolitiker galt als besonnene und breit
respektierte Persönlichkeit. Bereits zum dritten Mal in der laufenden Legislatur musste
die FDP damit einen Todesfall in ihren Reihen verarbeiten. Im Vorjahr waren die
Nationalräte Otto Ineichen (LU) und Peter Malama (BS) verstorben. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.10.2013
MARC BÜHLMANN
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